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Ministerin 

An den 

Vorsitzenden des Finanzausschusses 

des Schleswig-Holsteinischen Landtages 

Herrn Stefan Weber, MdL 

Landeshaus 

24105 Kiel 

nachrichtlich: 

Frau Präsidentin 

des Landesrechnungshofes 

Schleswig-Holstein 

Frau Dr. Gaby Schäfer 

Berliner Platz 2 

24103 Kiel 

über 

Finanzministerium des Landes 

Schleswig-Holstein 

Düsternbrooker Weg 64 

24105 Kiel 

03. Juni 2021

Bereitstellung von Mitteln für die Umsetzung eines Digitalisierungsprogramms für 

soziale Infrastruktur, Kultur und Sport 

Hier: Kultur –  

1. Förderprogramm Digitalisierung in der kulturellen Infrastruktur und

2. Förderung der digitalen Ausstattung und Entwicklung in den vier kulturellen

Landesoberbehörden

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

mit Beschluss über die Drs. 19/2492 (Für Schleswig-Holstein - in der Krise stehen wir 

zusammen!) hat der Landtag innerhalb der Corona-Nothilfen die Umschichtung von 

Mitteln zugunsten eines Fonds für ein Digitalisierungsprogramm soziale Infrastruktur, 

Kultur und Sport in Höhe von 15,0 Millionen Euro beschlossen.  

gesehen 

und weitergeleitet 

Kiel, den 08.06.2021 

Schleswig-Holsteinischer Landtag
Umdruck 19/5934

Martina.Pagels
Textfeld
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Die Landesregierung hat am 25.05.2021 eine Verteilung der Mittel auf die Ressorts 

MBWK, MILIG und MSGJFS zu je einem Drittel beschlossen.  

Für die Förderungen von Digitalisierungsmaßnahmen im Bereich der Kultur stehen damit 

für den Zeitraum 2021 bis 2024 Landesmittel im Umfang von insgesamt 5,0 Millionen 

Euro zur Verfügung.  

Davon ist zum einen eine Zuführung von 2,5 Millionen Euro in die Programmförderung der 

Landesbibliothek für „Digitalisierung in der kulturellen Infrastruktur“ vorgesehen. Damit 

wird die bereits laufende Förderung angepasst und wesentlich gestärkt fortgesetzt. Der 

Entwurf der Richtlinie zum Förderprogramm befindet sich in der Anlage. Die Abstimmung 

mit dem Finanzministerium und die Beteiligung des Landesrechnungshofs ist eingeleitet. 

Zum anderen sind 2,5 Millionen Euro für die dringend notwendige Digitalisierung und IT-

Modernisierung der vier kulturellen Landesoberbehörden im nachgeordneten Bereich des 

Ministeriums für Bildung, Wissenschaft und Kultur – das Archäologische Landesamt, das 

Landesarchiv, das Landesamt für Denkmalpflege und die Schleswig-Holsteinische 

Landesbibliothek – vorgesehen. Ein kontinuierlicher Prozess zur Digitalisierung der 

Verwaltungs- und Fachverfahren und IT-Modernisierung der Landesämter soll 

angeschoben werden. Den grundsätzlichen Unterschieden in der Aufgabenstellung 

zwischen Denkmalschutz, Bibliothekswesen und Archivwesen wird dabei Rechnung 

getragen, Synergieeffekte bei gemeinsamen Aufgaben genutzt. Ziel ist es, die gesetzliche 

und fachliche Funktion der Landesämter nachhaltig digital zu stärken. 

 

Die Finanzierung ist aus der Vorsorge für Nothilfe-Programme und sonstige Maßnahmen 

im Zusammenhang mit der Corona-Krise sichergestellt (Titel 1111 – 971 09). Die Mittel 

werden entsprechend des Bedarfs gemäß § 8 Abs. 17 HG 2021 in den Einzelplan 07 bzw. 

Einzelplan 14 umgesetzt.  

Die Mittel für die „Programmförderung Digitalisierung in der kulturellen Infrastruktur“ sollen 

bei Titel 0743-686 02 (MG 02) veranschlagt werden; aus diesem Titel werden bereits 

Förderungen der digitalen Transformation in Kultureinrichtungen mit einem geringeren 

Ansatz von 150 TEuro finanziert.  

Für die kulturellen Landesoberbehörden  sollen die Mittel in einer neu einzurichtenden 

Titelgruppe als geschlossener Deckungskreis in Kap. 1402 zur Verfügung gestellt werden, 

um eine zielführende effektive Bewirtschaftung und Durchführung der Maßnahmen durch 

die kulturellen Landesbehörden selbst zu gewährleisten. 
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Ich bitte den Finanzausschuss um Zustimmung zu der beschriebenen Verwendung des 

Nothilfekredits in Einzelplan 07 und Einzelplan 14 in Höhe von bis zu 5,0 Millionen Euro. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

gez. 

 

Karin Prien 

 

Anlage 

Richtlinienentwurf 
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Richtlinie für die Gewährung von Zuwen-
dungen zur Förderung der digitalen Trans-
formation in Kultureinrichtungen – Förder-
programm Umsetzung digitaler Masterplan 
Kultur 
 
Bekanntmachung des Ministeriums für Bildung, 
Wissenschaft und Kultur des Landes Schles-
wig-Holstein 
 
Im Einvernehmen mit dem Finanzministerium 
wird die nachstehende Richtlinie erlassen: 
 
 
1. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage 
 
1.1 Ziel des Förderprogramms „Umsetzung 
digitaler Masterplan Kultur“ ist es, Kulturein-
richtungen bei der digitalen Transformation zu 
unterstützen und damit einen Innovationsim-
puls für die kulturelle Infrastruktur in Schles-
wig-Holstein zu geben.  
 
Das Förderprogramm beruht auf der Überzeu-
gung, dass seine Umsetzung einen Innovati-
onsschub für die gesamte kulturelle Infrastruk-
tur und damit eine gesellschaftliche Stärkung 
bewirken kann. 
 
1.2 Das Land Schleswig-Holstein gewährt 
nach Maßgabe dieser Richtlinie, den Verwal-
tungsvorschriften zu § 44 Landeshaushalts-
ordnung und in Verbindung mit den Allgemei-
nen Nebenbestimmungen für Zuwendungen 
zur Projektförderung (ANBest-P) oder zur Pro-
jektförderung an kommunale Körperschaften 
auf schriftlichen Antrag Zuwendungen für die 
Förderung von Projekten zur digitalen Trans-
formation in Kultureinrichtungen.  
 
1.3 Ein Rechtsanspruch der Antragstellerin 
bzw. des Antragsstellers auf Gewährung der 
Zuwendung besteht nicht. Vielmehr entschei-
det die Bewilligungsbehörde aufgrund ihres 
pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen der 
verfügbaren Haushaltsmittel unter Berücksich-
tigung der kulturpolitischen und kulturwirt-
schaftlichen Bedeutung der Projekte.  
 
 
2. Gegenstand der Förderung 
 
 
2.1 Gefördert werden können einzelne abge-
grenzte digitale Vorhaben in Einrichtungen der 
kulturellen Infrastruktur.  
 
Nicht gefördert werden Projekte mit aus-
schließlich kommerziellem bzw. überwiegend 
kommerziellem Interesse.  
 

2.2 Gefördert werden die 
 

 die anteilige Entwicklung und Umset-
zung digital-analoger Strategien, die 
sowohl externe Prozesse (wie z.B. 
Marketing, Angebotsentwicklung und –
vermittlung, Audience Development) 
als auch interne Prozesse (wie z.B. 
Organisationsentwicklung, Kommuni-
kation, agiles Management, Qualifizie-
rung und Weiterbildung) umfassen. 

 
 anteilige Finanzierung von externer 

Prozessberatung/ -moderation für die 
Entwicklung von digital-analogen Stra-
tegien 
 

 anteilige Finanzierung von Hardware-, 
Software-Ausstattung oder Program-
mierung im Rahmen eines inhaltlich 
definierten digitalen Projekts, welches 
Bestandteil einer nachzuweisenden 
eigenen digital-analogen Strategie ist, 
sofern diese nicht erst zusammen mit 
dem Projekt parallel entwickelt wird. 
 

 Eine Förderung von Anschlussprojek-
ten ist innerhalb der Gültigkeitsdauer 
dieser Richtlinie unter Vorbehalt von 
ausreichend vorhandenen Fördermit-
teln möglich. 
 

 
 
 
3. Zuwendungsempfängerinnen/ Zuwen-
dungsempfänger 
 
 Antragsberechtigt sind nicht auf Gewinnerzie-
lung ausgerichtete oder gemeinnützige Einrich-
tungen der kulturellen Infrastruktur (z.B. Muse-
en, Theater, Archive, Bibliotheken, Kulturzen-
tren, Kulturverbände, Volkshochschulen), die 
grundsätzlich aus dem Kulturhaushalt des 
Landes förderberechtigt sind und ihren Sitz in 
Schleswig-Holstein haben.  
 
4. Zuwendungsvoraussetzungen 
 
4.1 Mit der beantragten Maßnahme muss die 
die Einrichtung bzw. die Weiterentwicklung 
einer vorhandenen digital-analogen Strategie 
in den Bereichen Organisation, Vermittlung 
und Marketing sowie mindestens ein weiteres 
der folgenden Ziele verfolgt und im Antrags-
formular begründet werden: 
 

 
 die Bereiche Organisation, Vermittlung 

und Marketing sind durch den Einsatz 
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von Soft- oder Hardware effizienter 
geworden, 
 

 Die Gestaltung und Steuerung der in-
ternen und externen digitalen Trans-
formation der eigenen Einrichtung ist 
zu einer dauerhaften Leitungsaufgabe 
geworden,  

 
 die Zahlen der Besucherinnen und Be-

sucher hat sich durch den Einsatz digi-
taler Techniken signifikant erhöht, 
 

 das qualitative Angebot hat sich durch 
den Einsatz digitaler Anwendungen 
verbessert, 
 

 Arbeitsabläufe sind durch den Einsatz 
digitaler Technik effizienter und effekti-
ver geworden. 

 
Darüber hinaus gelten folgende Kriterien: 
 

 Sicherstellung kultureller Teilhabe,  
 

 Sicherung eines adäquaten kulturellen 
Angebots in der Fläche und Vernet-
zung mit anderen Einrichtungen, 

 
 die Produktionsprozesse und Quell-

codes von möglicherweise zu entwi-
ckelnden Prototypen, deren inhaltliche 
Konzeption und Implementierung so-
wie daraus gewonnene Erkenntnisse 
sind in geeigneten Formaten zu doku-
mentieren und zu veröffentlichen, um 
die Projektentwicklung und -
ergebnisse für eine möglichst häufige 
Nachnutzung in anderen Institutionen 
zu sichern, 
 

 für Projektergebnisse in Form von 
Software ist die Lizenz GNU (General 
Public License) zu nutzen. Für Ergeb-
nisse in Form von Metadaten ist die 
Freigabeerklärung CC0 zu nutzen, 
 

 Veröffentlichungen haben als OpenAc-
cess zu erfolgen. 
 

4.2 Vor Antragstellung ist eine fachliche Bera-
tung durch die Schleswig-Holsteinische Lan-
desbibliothek erforderlich. 
 
4.3 Zuwendungen werden nur für solche Vor-
haben bewilligt, die noch nicht begonnen wor-
den sind. In begründeten Ausnahmefällen 
kann ein vorzeitiger Maßnahmenbeginn bean-
tragt werden.   
 

4.4 Die Gesamtfinanzierung der Maßnahme 
muss vor Erstellung des Zuwendungsbe-
scheids durch die Antragstellerin bzw. den 
Antragsteller nachgewiesen werden. 
 
4.5 Die Zuwendungsempfängerinnen bzw. 
Zuwendungsempfänger verpflichten sich, die 
für die Erfolgskontrolle der nach dieser Richtli-
nie geförderten Maßnahmen erforderlichen 
Daten zu erheben. Des Weiteren verpflichten 
sich die Zuwendungsempfängerinnen bzw. 
Zuwendungsempfänger, die erhobenen Daten 
entsprechend den im Zuwendungsbescheid 
festgelegten Vorgaben und Fristen an die Be-
willigungsbehörde zu übermitteln.  
 
4.6 Liegt der zu fördernde Zweck auch im Inte-
resse anderer Zuwendungsgeberinnen bzw. 
Zuwendungsgeber, sollen diese sich ange-
messen an der Finanzierung der zuwendungs-
fähigen Ausgaben beteiligen. 
 
Fördermittel der EU, des Bundes bzw. Dritter 
sind vorrangig in Anspruch zu nehmen. 
 
 
5. Art, Umfang und Höhe der Zuwendung 
 
5.1 Die Zuwendungen werden als Projektförde-
rung in Form einer Fehlbedarfsfinanzierung mit 
Höchstbetrag als nicht rückzahlbarer Zuschuss 
gewährt; sie sollen im Einzelfall 90 % der als 
zuwendungsfähig anerkannten Gesamtausga-
ben nicht überschreiten. In geeigneten und 
besonders begründeten Ausnahmefällen ist 
eine Festbetragsfinanzierung oder eine Vollfi-
nanzierung möglich. Die Möglichkeit einer 
Festbetragsfinanzierung setzt voraus, dass 
nicht bereits bei der Bewilligung konkrete An-
haltspunkte für eine Erhöhung der Deckungs-
mittel oder für Einsparungen vorliegen. 
 
5.2 Die Antragstellerin bzw. der Antragsteller 
hat in der Regel einen Eigenanteil in Höhe von 
mindestens 10 Prozent, der zuwendungsfähi-
gen Gesamtausgaben zu erbringen. In geeig-
neten und besonders begründeten Ausnahme-
fällen kann der Eigenanteil entfallen. Der Ei-
genanteil kann ganz oder teilweise durch 
nichtöffentliche Drittmittel (Stiftungen, Spender, 
Sponsoren etc.) oder nachweisbare Eigenleis-
tungen erbracht werden. 
 
5.3 Bemessungsgrundlage sind die nachweis-
baren zuwendungsfähigen Personal-, Sach- 
sowie Investitionsausgaben, die unter Anle-
gung eines strengen Maßstabes für eine spar-
same, wirtschaftliche und zweckmäßige Erlan-
gung des Zuwendungszwecks unmittelbar 
entstehen.  
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5.4 Zuwendungsfähige Ausgaben sind unmit-
telbar projektbezogene  
 

 Investitions-, 
 

 Personal- und 
 

 Sachkosten. 
 
5.5 Nicht zuwendungsfähig sind Ausgaben für 
  

 standardmäßige IT-Ausstattung, 
 

 laufende Betriebs- und Personal-
kosten, 
 

 Projektstellen, 
 

 laufende Fortbildungsmaßnahmen so-
wie Fortbildungsmaßnahmen, die kei-
nen Bezug zur Digitalisierung haben, 
 

 Verbrauchsmaterialien. 
 
5.6 Die Zuwendung soll höchstens 65.000 
Euro betragen und mindestens 15.000 Euro 
(Bagatellgrenze) je Projekt. 
 
6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen 
 
6.1 Die Antragstellung beinhaltet das Einver-
ständnis, dass alle im Zusammenhang mit der 
Förderung bekannt gewordenen Daten von der 
Bewilligungsbehörde oder der von ihr beauf-
tragten Stelle auf Datenträger gespeichert und 
von ihnen oder in ihrem Auftrag von wissen-
schaftlichen Einrichtungen für Zwecke der 
Statistik und der Erfolgskontrolle für die Wirk-
samkeit dieser Förderrichtlinie ausgewertet, an 
den Schleswig-Holsteinischen Landtag und an 
Einrichtungen des Landes weitergeleitet und 
Auswertungsergebnisse veröffentlicht werden. 
 
6.2 Die Zuwendungsempfängerin bzw. der 
Zuwendungsempfänger muss die Angaben zu 
den im Antrag formulierten Zielen der Förde-
rung sorgfältig und vollständig erheben und im 
Rahmen des Verwendungsnachweises unter 
dem Stichwort „Effizienznachweis“ auswerten.  
 
6.3 Auf die Förderung durch das Land Schles-
wig-Holstein ist bei der Durchführung der be-
willigten Maßnahmen in geeigneter Form hin-
zuweisen. 
 
 
7. Verfahren 
 
7.1 Die Landesförderung wird ausschließlich 
auf Grundlage eines schriftlichen Antrags ge-
währt. Dieser muss mindestens enthalten: 

 
1. die Höhe der beantragten Zuwendung, 

 
2. die genaue Beschreibung des Projek-

tes und der Projektziele sowie eine Er-
klärung zur Nachhaltigkeit des Projekts 
nach Auslaufen des Förderzeitraums 

 
3. einen Zeit- und Maßnahmenplan, 

 
4. einen Kosten- und Finanzierungsplan, 

der sämtliche Einnahmen und Aus-
gaben enthält, die im Zusammenhang 
mit dem Projekt stehen, insbesondere 
sind weitere beantragte und/oder be-
willigte öffentliche oder private För-
dermittel aufzuführen, 
 

5. eine getrennte Ausweisung von wirt-
schaftlichen und nichtwirtschaftlichen 
Tätigkeiten im Kosten- und Finanzie-
rungsplan des Projekts 
 

6. eine Erklärung zur Gewinnerzielungs-
absicht, 
 

7. eine Erklärung, dass mit dem beab-
sichtigten Projekt noch nicht begonnen 
wurde. Soweit auf Antrag durch die 
Bewilligungsbehörde ein vorzeitiger 
Maßnahmenbeginn zugelassen wurde, 
wird hierdurch kein Rechtsanspruch 
auf eine Landesförderung begründet, 

 
8. eine Erklärung zum Vorsteuerabzug. 

 
Anträge sind schriftlich an die Schleswig-
Holsteinische Landesbibliothek zu richten. 
 
Die Antragstellung erfolgt ausschließlich über 
die Internetseite der Schleswig-Holsteinischen 
Landesbibliothek (www.schleswig-
holstein.de/shlb) und nach dem dort dargestell-
ten Verfahren.  
 
Vereine, Stiftungen oder Gesellschaften haben 
beim Erstantrag und/oder Veränderung dem 
Antrag folgende aktuelle Unterlagen beizufü-
gen: 
 

 Satzung beziehungsweise Gesell-
schaftsvertrag, 

 
 Auszug aus dem Vereins- bzw. Han-

delsregister. 
 
7.2 Anträge auf Projektförderung können 
 

 für das Jahr 2021 bis zum Stichtag 30. 
Juni 2021 und für  
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 die darauffolgenden Jahre jeweils bis 
zum 31. Januar des jeweiligen Jahres 
 

gestellt werden. Nach den genannten Fristen 
eingehende Anträge werden im Rahmen der 
für das jeweilige Antragsjahr verfügbaren 
Haushaltsmittel nachrangig berücksichtigt. 
 
7.3 Die Entscheidung über die zu bewilligen-
den Mittel obliegt der Schleswig-Holsteinischen 
Landesbibliothek als Bewilligungsbehörde. Die 
Antragstellerin bzw. der Antragsteller wird über 
die Förderentscheidung durch die Bewilli-
gungsbehörde schriftlich informiert. Im Falle 
einer positiven Förderentscheidung erhält die 
Antragstellerin bzw. der Antragsteller einen 
Bewilligungsbescheid. In dem Bewilligungsbe-
scheid sind Informationen zum Verwendungs-
nachweis und zur Erfolgskontrolle enthalten.  
 
Sind mit dem Projekt Gegenstände angekauft 
worden und sind diese vor Ablauf der Bin-
dungsfrist nicht mehr für den Zuwendungs-
zweck einsetzbar, ist über die weitere Verwen-
dung das Einvernehmen mit der Bewilligungs-
behörde herzustellen.  
 
Die Zuwendungsempfängerinnen bzw. Zuwen-
dungsempfänger haben Beschaffungen von 
Gegenständen, die der Erfüllung des Zuwen-
dungszwecks dienen und deren Wert 800 Euro 
übersteigt, vor der Beschaffung bei der Bewilli-
gungsbehörde schon im Projektantrag zu er-
wähnen. Entsprechend beschaffte Gegenstän-
de sind zu inventarisieren.  
 
Die Förderung ist mit der Auflage einer be-
stimmungsgemäßen Nutzung verbunden.  
Die Zuwendungsempfängerin bzw. der Zu-
wendungsempfänger hat die Bewilligungsbe-
hörde unverzüglich darüber zu informieren, 
wenn sich für die Zuwendung maßgebliche 
Umstände ändern, insbesondere wenn die 
geplante Maßnahme wesentlich verändert 
werden soll, sie bzw. er abweichend vom ver-
bindlichen Finanzierungsplan weitere Zuwen-
dungen für die Maßnahme erhält oder wenn 

sie bzw. er feststellt, dass der Zuwendungs-
zweck mit der bewilligten Zuwendung nicht 
erreicht werden kann. Endet der Bewilligungs-
zeitraum mit Ablauf eines Kalenderjahres, hat 
die Zuwendungsempfängerin bzw. der Zuwen-
dungsempfänger dieser Mitteilungspflicht bis 
spätestens 31. Oktober des laufenden Jahres 
nachzukommen.  
 
7.4 Die Zuwendungsempfängerin bzw. der 
Zuwendungsempfänger hat gegenüber der 
Bewilligungsbehörde die zweckentsprechende 
Verwendung der Zuwendung nachzuweisen. 
Der Verwendungsnachweis besteht aus einem 
Sachbericht und einem zahlenmäßigen Nach-
weis, der entsprechend der Gliederung des 
Kosten- und Finanzierungsplanes auszuwei-
sen ist. Dem zahlenmäßigen Nachweis sind 
entsprechende Belege im Original beizulegen. 
Soweit ein einfacher Verwendungsnachweis 
zugelassen ist, erfolgt der Nachweis ohne 
Vorlage von Belegen. Der Verwendungsnach-
weis ist der Bewilligungsbehörde spätestens 
sechs Monate nach Abschluss des geförderten 
Projektes vorzulegen.  
 
Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrech-
nung der Zuwendung sowie für den Nachweis 
und die Prüfung der Verwendung und die ge-
gebenenfalls erforderliche Aufhebung des 
Zuwendungsbescheides und die Rückforde-
rung der gewährten Zuwendung gelten die 
ANBest-P/ANBest-K, die Verwaltungsvorschrif-
ten (VV/VV-K) zu § 44 der Landeshaushalts-
ordnung in Verbindung mit den entsprechen-
den Regelungen des Landesverwaltungsge-
setzes (§§ 116, 117, 117a LVwG), soweit nicht 
in den Förderrichtlinien Abweichungen zuge-
lassen worden sind.  
 
 
8. Inkrafttreten 
 
Die Richtlinie tritt zum 01. Mai 2021 in Kraft 
und gilt bis zum 31. Dezember 2024.  
 
 

 




